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Betrifft:	EU-Maßnahmen gegen die chinesische Hochseeflotte, die an Menschenrechtsverletzungen sowie illegaler und Grundschleppnetzfischerei beteiligt ist
Eine kürzlich von der Umweltschutzorganisation „Environmental Justice Foundation“ durchgeführte Untersuchung ergab 554 Fälle illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei (IUU-Fischerei), an denen die chinesische Hochseefischereiflotte beteiligt war.
Fast jeder zehnte Verstoß betraf Grundschleppnetzfischer. Die Grundschleppnetzfischerei der chinesischen Hochseeflotte ist besonders vor der Küste Westafrikas zu beobachten, wo schätzungsweise 2,35 Mio. Tonnen Fisch pro Jahr gefangen werden, was der Hälfte der gesamten Fangmenge der chinesischen Hochseeflotte entspricht.
Aus dem Bericht geht hervor, dass die IUU-Fischerei der chinesischen Flotte von Grundschleppnetztrawlern mit Menschenrechtsverletzungen und der Schädigung der Umwelt einhergeht. So haben alle befragten Besatzungsmitglieder, die an Bord dieser Trawler in ghanaischen Hoheitsgewässern arbeiten, angegeben, Zeugen oder Opfer körperlicher Misshandlung gewesen zu sein. In sieben Prozent der Fälle illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei, an denen chinesische Fischdampfer beteiligt waren, kam es zu gebietsbezogenen Verstößen, das heißt der Fischerei in verbotenen Gewässern.
Die Kommission wird daher um die Beantwortung der folgenden Fragen gebeten:
1.	Was tut die Kommission, um dafür zu sorgen, dass Fischereierzeugnisse von Schiffen, die IUU-Fischerei betreiben, insbesondere illegale Fischerei in geschützten Meeresgebieten, und auf denen Menschenrechtsverletzungen begangen werden, nicht auf den EU-Markt gelangen?
2.	Was tut die Kommission zur Unterstützung von Meeresschutzgebieten, und welche anderen räumlich und zeitlich begrenzten Schutzmaßnahmen werden von ihr außerhalb der EU, insbesondere in Westafrika, ergriffen?
3.	Was tut die Kommission, um für mehr Transparenz zu sorgen und außerhalb der EU fischende Schiffe zu ermitteln, die an den oben genannten Straftaten, insbesondere Zwangsarbeit und Menschenrechtsverletzungen, beteiligt sind?
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